
Anlage 2 
 
Anregungen von Trägern öffentlicher Belange  
(Frühzeitige Beteiligung) 
 
 
1. RSAG, Siegburg mit Schreiben vom 05.01.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Anregung wird gefolgt. 

 
Abwägung und Begründung: 

 Entsprechend der Vorgaben der RSAG wird durch Veränderung der Baumstandorte 
innerhalb der Verkehrsfläche die notwendige Fläche für eine Wendeanlage für dreiach-
sige Müllfahrzeuge bereitgestellt. 

 
 
2. Landesbetrieb Straßenbau NRW 

- Regionalniederlassung Ville-Eifel-, Euskirchen mit Schreiben vom 07.01.2009 
- Autobahnniederlassung Krefeld mit Schreiben vom 30.01.2009 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 
 Abwägung und Begründung: 

Der Hinweis bezüglich möglicher Entschädigungsansprüche aufgrund möglicher Um-
weltbelastungen der Autobahn ist nicht Gegenstand des planungsrechtlichen Verfah-
rens.  
Gleichwohl werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens die umweltrelevanten 
Auswirkungen betrachtet. Das bereits erstellte Lärmgutachten kommt zu dem Ergeb-
nis, dass durch die Festsetzung passiver Maßnahmen an den Gebäuden ein ausrei-
chender Schallschutz innerhalb des Plangebietes sichergestellt werden kann. 

 
 
3. Regionalgas Euskirchen mit Schreiben vom 15.01.2009 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

 
Abwägung und Begründung: 
Für die Verlegung der Versorgungstrassen werden ausreichende Flächen innerhalb 
der geplanten Erschließungsstraße bereitgestellt. Die Baumstandorte innerhalb der 
Verkehrsfläche sind so gewählt, dass eine Beeinträchtigung der Leitungstrassen aus-
geschlossen werden kann.  
Externe Ausgleichsmaßnahmen sind nicht geplant, so dass eine dadurch verursachte 
Beeinträchtigung von Leitungstrassen durch Pflanzungen ebenfalls ausgeschlossen 
werden kann. 

 
 
4. LVR - Rheinische Bodendenkmalpflege, Bonn mit Schreiben vom 15.01.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abwägung und Begründung: 
Ein Hinweis auf das Verhalten bei Aufdeckung von Bodendenkmalen wurde bereits in 
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den Bebauungsplan aufgenommen.  
 
 
5. Rhein-Sieg-Kreis, Planung, Siegburg mit Schreiben vom 23.01.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Den Anregungen wird gefolgt. 

 
Abwägung und Begründung: 

 
Natur- und Artenschutz 
Mittlerweile wurde eine artenschutzrechtliche Vorprüfung vorgenommen. Diese kommt 
zu dem Ergebnis, dass keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände vorliegen. Die 
Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Vorprüfung werden in der Begründung des Be-
bauungsplanes dargestellt. 

 
Abfallwirtschaft 
Die Hinweise zum Einbau von Recyclingbaustoffen und der ordnungsgemäßen Entsor-
gung von bauschutthaltigem oder organoleptisch auffälligem Bodenmaterial werden in 
den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
Altlasten 
Der Hinweis zur Vorgehensweise bei dem Antreffen von verunreinigten Bodenhorizon-
ten wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
Einsatz erneuerbarer Energien 
Der Einsatz erneuerbarer Energien zur dezentralen Erzeugung von Strom und Wärme 
im Plangebiet wird befürwortet. Die städtebaulichen Grundlagen wurden durch die An-
ordnung der überbaubaren Grundstücksflächen und der damit ermöglichten Orientie-
rung der Baukörper (z.B. für Photovoltaikanlagen) geschaffen.  
Zur Reduzierung lokaler Schadstoffemissionen und somit dem Klimaschutz dienend, 
wird darüber hinaus der Ausschluss von Kohle und Öl als Brennstoff für Feuerungsan-
lagen festgesetzt. 

 
 
6. Landesbetrieb Wald und Holz, Eitorf mit Schreiben vom 29.01.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Den Anregungen wird teilweise gefolgt. 

 
Abwägung und Begründung: 
 
Waldabstand 
Die Berücksichtigung eines 35 m breiten Waldabstandes würde zu einer weitgehenden 
Unbebaubarkeit des Plangebietes führen. Da eine Bebauung des Plangebietes zur Ar-
rondierung der angrenzenden Wohnbebauung aus städtebaulichen Gründen wün-
schenswert ist, soll auf die Bebauung nicht verzichtet werden. 
Dadurch, dass einzelne geplante Gebäude im Fallbereich der Bäume liegen, entstehen 
dem Eigentümer der Waldflächen erhöhte Anforderungen an die Verkehrssicherungs-
pflicht und forstwirtschaftliche Mehraufwendungen (erhöhte Seilzuarbeiten beim Fäl-
len). Daher ist es erforderlich, dass die zukünftigen Eigentümer der Gebäude, die einen 
Waldabstand von 35 m unterschreiten, gegenüber dem Waldbesitzer Haftungsver-
zichtserklärungen mit grundbuchlicher Sicherung oder durch privatrechtliche Vereinba-
rungen abgeben. Da die Stadt Meckenheim derzeit sowohl Eigentümer des Waldes als 
auch der geplanten Baugrundstücke ist, ist die Umsetzung der vorgenannten Regelun-
gen im Rahmen der Grundstücksverkäufe gesichert.  
Darüber hinaus kann die Stadt Meckenheim durch eine entsprechende Waldrandges-
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taltung dafür Sorge tragen, dass eine Gefährdung ausgeschlossen ist. 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 

 
Waldgefährdung 
Der Anregung, auf die Unzulässigkeit von bestimmten Feuerungsanlagen in einem 
Waldabstand von bis zu 100m hinzuweisen, wurde bereits durch Aufnahme eines ent-
sprechenden Hinweises in den Bebauungsplan gefolgt. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

7. Erftverband, Bergheim mit Schreiben vom 29.01.2009 und 08.06.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Anregung wird gefolgt. 

 
Abwägung und Begründung: 

 
Niederschlagswasserversickerung 
Mittlerweile wurde ein hydrogeologisches Gutachten erstellt. Dieses kommt zu dem Er-
gebnis, dass auf Grund der Bodenverhältnisse eine schadlose Versickerung der Nie-
derschlagswässer nicht möglich ist. 
Zur Minimierung versiegelter Flächen wird festgesetzt, dass Stellplätze und deren Zu-
fahrten nur mit wassergebundener Decke zu errichten und Flachdächer von Nebenan-
lagen und Garagen extensiv zu begrünen sind. 
Der Anregung wird gefolgt. 

 
Ableitung Niederschlagswasser 
In dem Schreiben des Erftverbandes vom 08.06.2009 wird in Aussicht gestellt, dass 
der bestehende hydraulische Engpass in dem bestehenden Kanalnetz beseitigt wird, 
so dass eine Ableitung des Regenwassers über das Kanalnetz sichergestellt ist. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

8. Polizeipräsidium -Vorbeugung-, Bonn mit Schreiben vom 30.01.2009 
 

Beschlussvorschlag: 
Der Anregung wird gefolgt. 

 
Abwägung und Begründung: 

 
Einbruchsschutz 
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis zu Vorbeugemaßnahmen gegen Einbruch in 
Gebäuden aufgenommen. 
Der Anregung wird gefolgt 

 
Checkliste Kriminalprävention 
Die Inhalte der Checkliste sind weitgehend nicht Gegenstand des planungsrechtlichen 
Verfahrens. Sie werden jedoch in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren inso-
weit berücksichtigt, dass den Bauwilligen die Checkliste ausgehändigt wird. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 
Fuß- und Radweg 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird im südwestlichen Bereich reduziert, 
da im Zusammenhang mit der geplanten Bebauung aus städtebaulicher Sicht in die-
sem Bereich kein Regelungsbedarf besteht. Der dort verlaufende Fuß- und Radweg 
liegt dann nicht mehr innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Die zu 
dem Fuß- und Radweg vorgebrachten verkehrstechnischen Anregungen sind damit 
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nicht Gegenstand des Verfahrens. Sie werden jedoch der zuständigen Fachabteilung 
zur Prüfung weitergeleitet. 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

9. Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH, Bochum mit Schreiben vom 
06.02.2009 

 
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 
Abwägung und Begründung: 
Die Ausführung der Baumaßnahmen ist nicht Gegenstand des planungsrechtlichen  
Verfahrens. Die notwendige Koordination der Baumaßnahmen wird im Rahmen der 
Umsetzung des Vorhabens berücksichtigt. 
 
 

10. Von den nachstehenden Trägern öffentlicher Belange liegen Stellungnahmen 
vor, Anregungen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt: 

 
- Wahnbachtalsperrenverband, Siegburg 
- RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice -Transportnetz Gas -, Dortmund 
- RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice -Hoch-/Höchstspannungsnetz, Dortmund 
- Polizeipräsidium Bonn - Direktion Verkehr - 
 












































